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Vorschlag für einen Unionsakt zu dem Erfordernis, die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des 
Rates zu ändern

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union,

– gestützt auf Artikel 38, 43, 114, 168 Absatz 4 Buchstabe b und Artikel 225 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- 
und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur Änderung der 
Richtlinie 91/414/EWG des Rates,

– unter Hinweis auf die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1826 der Kommission vom 
14. Oktober 2016 zur Nichtgenehmigung des Wirkstoffs Tricyclazol gemäß der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln,

– unter Hinweis auf den Bericht EFSA-Q-2018-00338 vom 7. Dezember 2022 über die 
Festsetzung der Einfuhrtoleranz für Tricyclazol in Reis,

– gestützt auf Artikel 47 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Zulassung eines Pflanzenschutzmittels zur Verwendung in der Union 
derzeit in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln geregelt ist;

B. in der Erwägung, dass im Fall der Nichtgenehmigung eines Stoffs Rückstandshöchstgehalte 
(RHG) im Wege einer Durchführungsverordnung auf der Grundlage der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln 
pflanzlichen und tierischen Ursprungs festzulegen sind;

C. in der Erwägung, dass ein Erzeuger gemäß der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 über einen 
Mitgliedstaat eine Erhöhung des RHG für einen Stoff beantragen kann und dass der neue RHG 
im Falle einer befürwortenden Stellungnahme sowohl für in der Union als auch für in 
Drittländern erzeugte Erzeugnisse gelten würde;

D. in der Erwägung, dass es möglich ist, dass für einen in der Europäischen Union verbotenen 
Stoff eine Erhöhung des RHG gemäß der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 gewährt wird, womit 
das Paradox geschaffen würde, dass für die Erzeuger in der EU gegenüber den Erzeugern in 
Drittländern ungleiche Bedingungen gelten würden;
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E. in der Erwägung, dass in diesem Fall und nach den geltenden Rechtsvorschriften die 
Genehmigung der Verwendung des in der Union verbotenen Stoffs, für den der RHG geändert 
wurde, nach dem Verfahren in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 erfolgen müsste, in deren 
Artikel 7 festgelegt ist, dass für die Antragstellung der Hersteller eines Wirkstoffs einem 
Mitgliedstaat einen Antrag auf Genehmigung dieses Wirkstoffs oder auf Änderung der 
Bedingungen für eine Genehmigung vorlegen muss, wobei das Verfahren nicht auf eine andere 
Weise begonnen werden kann und somit Handlungsmöglichkeiten fehlen, was für die Erzeuger 
in der Union zu Fällen des unlauteren Wettbewerbs führen kann;

1. fordert die Kommission auf, bis spätestens [...] auf der Grundlage von Artikel 168 Absatz 4 
Buchstabe b des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union einen Vorschlag zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur 
Aufhebung der Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates vorzulegen, damit wenn 
im Fall eines in der Union nicht zugelassenen Wirkstoffs die Behörde im Wege einer 
Überprüfung der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 durch eine mit Gründen versehene 
Stellungnahme nach Kapitel II der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 einen positiven Bericht über 
den Stoff vorlegt und somit eine Änderung der Rückstandshöchstgehalte (RHG) dieses Stoffes 
auf einen höheren als dem ursprünglich festgelegten Wert zulässt, die in der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 vorgesehenen Antragsverfahren für die Genehmigung dieses Stoffs automatisch 
nach den in der genannten Verordnung vorgesehenen Schritten eingeleitet werden, ohne dass 
ein entsprechender Antrag gestellt werden muss;

2. fordert die Kommission auf, um den in Artikel 1 dieses Vorschlags für einen Unionsakt 
dargelegten Situationen Rechnung zu tragen, bei der Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 die Prüfung eines vereinfachten Genehmigungsverfahrens vorzusehen, damit es 
keine Verzögerung zwischen der erneuten Anhebung des Rückstandshöchstgehalts und der 
Genehmigung der Verwendung des Stoffs in der EU gibt, um Fälle ungleicher Bedingungen für 
die Erzeuger in der EU zu vermeiden und mögliche Situationen des unlauteren Wettbewerbs 
aufseiten von Erzeugern in Drittländern zu verhindern;

3. fordert, dass diese Änderung der Verordnung (EG) Nr.1107/2009 rückwirkend auf bestehende 
ähnliche Situationen Anwendung findet;

4. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, dem Rat sowie den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.



PE756.659v01-00 4/4 UA\1299145DE.docx

DE

BEGRÜNDUNG

In der Europäischen Union unterliegt die Genehmigung von Stoffen dem in der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 festgelegten Verfahren, mit dem der Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier 
sowie der Umwelt bei gleichzeitiger Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft in der 
Union gewährleistet werden soll. Dieses Verfahren beruht auf dem Vorsorgeprinzip, sodass die 
Genehmigung von Stoffen nur möglich ist, wenn ihre Unbedenklichkeit in einem Bericht der Behörde 
nachgewiesen wird. Andernfalls wird für Einfuhren, die diesen Stoff enthalten, ein 
Rückstandshöchstgehalt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 festgesetzt.

Änderungen der Rückstandshöchstgehalte, um das Inverkehrbringen von Produkten mit ursprünglich 
verbotenen Stoffen in den Binnenmarkt zu ermöglichen, würden die Wettbewerbsfähigkeit der 
Erzeuger in der Union beeinträchtigen, bis der Stoff gemäß den in der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 festgelegten Verfahren genehmigt wird, was dem Ziel der Fairness auf dem Markt 
zuwiderläuft. Die vorgeschlagene Änderung zielt darauf ab, in diesen Fällen wieder gleiche 
Wettbewerbsbedingungen herzustellen.


